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Dr. Franz Fischler, Rede am 06. Oktober 1998 auf der Europakonferenz für Nachwachsende Rohstoffe in Gmunden, Österreich





Nachwachsende Rohstoffe werden zunehmend von Industrie und Gewerbe eingesetzt.  Durch eine intensive Forschung konnten zahlreiche Perspektiven für neue Einsatzmöglichkeiten entwickelt werden. Wir haben hier einen Markt für pflanzliche Produkte, der wächst.  Das ist für die Agrarmärkte innerhalb der Gemeinschaft nicht die Regel.





Als EU-Kommissar für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung freue ich mich, daß Bundesminister Molterer die Initiative ergriffen hat, im Rahmen der österreichischen Ratspräsidentschaft eine europäische Konferenz zum Thema nachwachsende Rohstoffe durchzuführen. Ich danke den Veranstaltern herzlich für die Einladung, auf dieser Konferenz die Rahmenbedingungen für nachwachsende Rohstoffe in der Europäischen Union zu erläutern.





Ich möchte zunächst erläutern, warum die Gemeinschaft ein besonderes Interesse an den nachwachsenden Rohstoffen hat und dann auf die Rolle eingehen, die nachwachsende Rohstoffe in einer reformierten Agrarpolitik spielen können. Ihre Konferenz fällt ja in die entscheidende Phase der Diskussionen über die Agenda 2000, mit der sich nicht nur die Rahmenbedingungen für die Landwirtschaft ändern werden, sondern auch die Strukturpolitik reformiert, der finanzielle Rahmen für die Gemeinschaft abgesteckt und die Osterweiterung vorbereitet werden sollen.  Es geht darum, Zukunftsperspektiven zu öffnen und die Wirksamkeit der gemeinschaftlichen Politik zu verbessern.





Wir können es uns ganz einfach nicht mehr leisten, verschwenderisch mit begrenzten Ressourcen umzugehen.  Das ist ein wichtiges Argument für den Einsatz nachwachsender Rohstoffe, das heißt aber auch, daß wir uns gut überlegen müssen, wie wir die begrenzten finanziellen Ressourcen der Gemeinschaft nutzen, damit sie einen effizienten Beitrag zur Erreichung unserer gemeinsamen Ziele leisten.





Nachwachsende Rohstoffe in der EU





Lassen Sie mich kurz die Vorteile aufzählen, die sich aus einem verstärkten Einsatz nachwachsender Rohstoffe ergeben. Diese Vorteile begründen das große Interesse der Gemeinschaft, dieses Potential weiterzuentwickeln und zum Einsatz zu bringen.





Der Einsatz nachwachsender Rohstoffe vermindert den Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen und verlängert damit den Nutzen, den wir aus dieser Erbschaft der Vorzeit ziehen können.


Gleichzeitig wird die Umweltbelastung durch nachwachsende Rohstoffe reduziert. Sie integrieren sich in den natürlichen Stoffkreislauf und Produkte aus der Naturchemie sind meist besser abbaubar als klassische Chemieprodukte. Bei energetischer Nutzung wird der CO2-Ausstoß deutlich verringert und damit ein aktiver Beitrag zum Klimaschutz geleistet. Die Vereinbarungen von Kyoto haben die Notwendigkeit von Klimaschutz-Maßnahmen weiter in den Vordergrund gerückt.


Nachwachsende Rohstoffe bieten der Industrie neue Möglichkeiten für den Einsatz als Grundstoff für Waschmittel, Kunststoffe oder in der pharmazeutischen Industrie, um nur einige Beispiele zu nennen. Produktinnovationen können auch für Märkte außerhalb der EU interessant sein und dadurch Impulse für den Export bieten. Dieses innovative Potential wird durch züchterische Fortschritte weiter wachsen. Insbesondere die Bio- und Gentechnologie eröffnen neue Wege für den Einsatz nachwachsender Rohstoffe durch eine grüne Industrie. Maßgeschneiderte Rohstoffe in gleichbleibender Qualität lassen sich mit Hilfe dieser Technologien auch aus heimischen Pflanzen gewinnen. Die chemische Industrie in Deutschland beispielsweise deckt bereits 9 % ihres Rohstoffbedarfs aus nachwachsenden Rohstoffen. Und der Präsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Professor Spener, meint, daß das Potential noch längst nicht ausgeschöpft sei.


Aus Sicht der Landwirtschaft gibt es sich zwei große Vorteile: Erstens ergeben sich durch die nachwachsenden Rohstoffe für die Landwirte neue Einkommensquellen und zweitens werden die Märkte für Nahrungsmittel entlastet. Zur Zeit müssen wir zur Marktentlastung bei den Ackerkulturen noch die obligatorische Flächenstillegung anwenden. Sofern Abnehmer nachgewiesen werden können, dürfen die stillgelegten Flächen für den Anbau nachwachsender Rohstoffe genutzt werden. Dieser Nebeneffekt der Marktordnung für Ackerkulturen hat zu einer sprunghaften Ausdehnung vor allem beim Rapsanbau für non-food Zwecke geführt. Ab dem laufenden Wirtschaftsjahr haben die Mitgliedstaaten außerdem die Möglichkeit den Anbau mehrjähriger Kulturen zur Biomasse-Gewinnung durch Beihilfen bis zu 50 % der Anfangskosten zu unterstützen.


Nachwachsende Rohstoffe tragen so dazu bei, Arbeitsplätze in der Landwirtschaft zu sichern und neue Arbeitsplätze in den Verarbeitungsbetrieben zu schaffen. Arbeitsplätze in Verarbeitungsbetrieben, die meist in unmittelbarer Nähe der Anbaugebiete liegen, also im ländlichen Raum, und somit einen Beitrag zur ländlichen Entwicklung leisten. Der Anbau nachwachsender Rohstoffe trägt außerdem durch die breite Palette der einsetzbaren Pflanzen dazu bei, die Kulturlandschaft zu bereichern.





Die Aktivitäten der Europäischen Union im Bereich nachwachsende Rohstoffe beschränken sich nicht auf die Bereitstellung von Stillegungsflächen. Das große Interesse an nachwachsenden Rohstoffen findet auch in anderen Bereichen seinen Niederschlag. Lassen Sie mich zunächst einige Beispiele aus meinem Zuständigkeitsbereich nennen:





Die Voraussetzung für einen erfolgreichen Einsatz nachwachsender Rohstoffe ist zunächst einmal, das technische und ökonomische Potential auszuleuchten. Die EU unterstützt deshalb zahlreiche Forschungs- und Pilotvorhaben. Allein im Rahmen der landwirtschaftlichen Forschungsprogramme (AIR und FAIR) hat die EU bisher über 40 Projekte mit insgesamt etwa 30 Millionen gefördert. Das entspricht etwa einem Siebtel des gesamten Budgets für die Agrarforschung.


Innovative Aktionen sind auch das Thema der Gemeinschaftsinitiative für die ländlichen Räume.  Die Gemeinschaft beteiligt sich im Rahmen der laufenden LEADER 11 Programme beispielsweise an einem Beratungszentrum für Umwelttechnik in der Region Rhöne-Alpes in Frankreich und am Aufbau einer kombinierten Biomasse-Solar-Heizanlage für ein Dorf im österreichischen Burgenland.


Die Förderung der Aufforstung wurde als Begleit-maßnahme zur Agrarreform von 1992 eingeführt. 700.000 bis 1 Million Hektar werden voraussichtlich im Rahmen dieser Maßnahme gefördert.  Dadurch wird ein entscheidender Beitrag zur Erzeugung von nachwachsenden Rohstoffen für die industrielle und energetische Verwendung geleistet.





Meine Damen und Herren, zum Thema erneuerbare Energieträger hat die Kommission Ende letzten Jahres ihr Weißbuch Energie für die Zukunft herausgegeben. Darin wird unser Aktionsplan beschrieben, wie der Anteil der erneuerbaren Energieträger in der EU bis zum Jahre 2010 auf 12 % gesteigert werden kann. Das wäre eine Verdoppelung des heutigen Anteils, eine echte Herausforderung für die Gemeinschaft. Die Schlußfolgerungen des Weißbuches wurden nachdrücklich durch die Umweltminister der Gemeinschaft unterstützt, die sich im Juli in Graz getroffen haben.





Die Kommission wird außerdem bis Ende des Jahres einen Bericht über nachwachsende Rohstoffe vorlegen.  Wir werden damit einer Aufforderung des Agrarministerrates vom Juni diesen Jahres nachkommen.





Im Hinblick auf die großen Vorteile der nachwachsenden Rohstoffe wird uns häufig die Frage gestellt, warum die agrarpolitischen Vorschläge der Agenda 2000 keine spezielle Förderung für nachwachsende Rohstoffe vorsehen, wodurch unter anderem die Forderungen des Weißbuches unterstützt würden. Ich will Ihnen die Gründe dafür gerne erläutern. Es scheint mir dazu aber nötig, zunächst noch einmal das Grundkonzept unserer Vorschläge in Erinnerung zu rufen.





Das agrarpolitische Konzept der Agenda 2000





Was sind die Ausgangsbedingungen für die Vorschläge? Die Nachfrage nach Agrarprodukten auf dem Binnenmarkt läßt in den nächsten Jahren kaum Zuwächse erwarten. Aufgrund der bestehenden GATT-Verpflichtungen werden die Möglichkeiten für subventionierte Exporte immer mehr eingeschränkt. Mit einer Fortsetzung unserer heutigen Agrarmarktpolitik würden dann zwangsläufig neue Oberschüsse entstehen. In unseren aktualisierten Marktprognosen, die ich in der letzten Woche vorgestellt habe, werden diese Erwartungen bestätigt. Ausgehend von 14 Mio. t im Wirtschaftsjahr 1997/98 werden die Überschüsse auf 51 Mio. t im Jahr 2005 anwachsen. Davon werden etwa 36 Mio. t Weizen sein. Gerade bei Getreide wurde ja unser vorsichtiger Ansatz für die Vorausschätzungen lange Feiert. Dieselben Kritiker werfen uns jetzt vor, daß wir viel zu optimistisch seien. Das beweist mir, daß wir ungefähr richtig liegen müssen.





Es ist richtig, daß die aktuellen Probleme in Rußland und die Finanzkrise in Asien zur Zeit schwere Turbulenzen auf den Agrarmärkten verursachen.  Die Folgen dieser Krise werden aber schon bei mittelfristiger Betrachtung weitaus weniger dramatisch sein.  An der grundlegenden Erwartung hoher Nahrungsmittelpreise auf den internationalen Märkten ändert sich also nichts, ebensowenig wie an der Schlußfolgerung, daß wir diese Chancen auf den internationalen Agrarmärkten nur nutzen können, wenn wir unser Preisniveau senken. Ohne Reformen wird die EU ihre internationale Wettbewerbsposition bei Agrar- und Verarbeitungsprodukten nicht halten können und viele Arbeitsplätze wären gefährdet.





Neue Herausforderungen für die Agrarpolitik zeichnen sich auch im Hinblick auf die WTO-Agrarverhandlungen und die Osterweiterung ab. Und schließlich gibt es eine wachsende interne Debatte über die Aufgaben der Landwirtschaft. Die Bürger fordern eine gerechte regionale und individuelle Verteilung der Förderung, eine stärkere Ausrichtung auf den ländlichen Raum und mehr Umwelt- und Tierschutzleistungen.





Bei der Reform der Agrarpolitik geht es darum, das europäische Modell der Landwirtschaft zu stärken und weiterzuentwickeln.  Die Landwirtschaft muß in der Lage sein und bleiben, nachhaltig und flächendeckend alle ihre Funktionen zu erfüllen.





Die europäische Landwirtschaft muß ihre Marktfunktion erfüllen, sie muß Verbraucher und Verarbeitungsindustrie mit gesunden und hochwertigen Nahrungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen versorgen.


Gleichzeitig hat die europäische Landwirtschaft ihre Umweltfunktionen wahrzunehmen, sie muß die natürlichen Ressourcen nachhaltig nutzen, sie muß die unterschiedlichsten Ökosysteme aufrecht erhalten und unsere vielfältigen Kulturlandschaften pflegen.


Die europäische Landwirtschaft muß aber auch vielfältige Dienstleistungen ausüben, damit sie neue Funktionen, die von der europäischen Gesellschaft in steigendem Maße nachgefragt werden, zum Beispiel im Tourismus oder im sozialen Bereich, erfüllen kann.


Und nicht zuletzt spielt die europäische Landwirtschaft eine wichtige Rolle für die Beschäftigung im ländlichen Raum.





In der Agenda 2000 haben wir unsere Vorstellungen beschrieben, wie wir den europäischen Agrarsektor bestmöglich auf alle diese Herausforderungen vorbereiten können:





Die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Agrarprodukte muß steigen, aber nicht auf Kosten einer angemessenen Lebenshaltung in den landwirtschaftlichen Familien. Durch das Zurücknehmen der Preisstützung soll sichergestellt werden, daß die Chancen der heimischen Produkte auf dem Binnenmarkt und auf den Drittlandsmärkten voll genutzt werden.





Mehr Wettbewerb erfordert aber auch weitere Anpassungsleistungen in allen ländlichen Regionen der Union. Die Gemeinschaft wird deshalb die Politik der ländlichen Entwicklung zu einem zweiten Pfeiler neben der Agrarpolitik ausbauen. Die Zusammenfassung der Maßnahmen in einem oder maximal zwei Programmen pro Region, die größere Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten und Regionen, die bessere Abstimmung mit der, Marktpolitik und die Aufstockung der Mittel für die Agrar-Umwelt-Programme werden zu diesem Ziel beitragen.





Die Vorschläge für Ackerkulturen





Dieses allgemeine Konzept gilt auch für die Ackerkulturen im speziellen. Damit das europäische Getreide auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig wird, damit die routinemäßigen Ausfuhrsubventionen vermieden werden und damit die Wettbewerbsposition des heimischen Getreides auch auf dem Binnenmarkt weiter verbessert wird, haben wir vorgeschlagen, den Interventionspreis für Getreide um 20 % zu senken.  Die Erfahrungen der letzten Jahre lassen erwarten, daß die Marktpreise nicht vollständig den Interventionspreisen folgen, sondern daß die Marktpreise sich in der Regel darüber einpendeln werden. Die Intervention selbst wird wieder ihre ursprüngliche Funktion als Sicherheitsnetz übernehmen.





Diese Strategie einer stärkeren Marktorientierung hat sich schon bei der Agrarreform 1992 bewährt. Wie beeindruckend die Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Getreides gestiegen ist, läßt sich allein daran ablesen, daß seitdem auf dem Binnenmarkt etwa 20 Millionen Tonnen mehr abgesetzt werden können. Eine stärkere Marktorientierung der Getreideproduktion wird auch die Wettbewerbsfähigkeit der Veredelungssektors und damit in der Folge der europäischen Ernährungsindustrie entscheidend verbessern.





Die Einkommenseinbußen der Landwirte sollen durch flächenbezogene Direktzahlungen in Höhe von 66 ECU/t multipliziert mit dem regionalen Referenzertrag gemäß der 92er Reform ausgeglichen werden.  Im Sinne der Vereinfachung aber auch um die Marktorientierung bei den Anbauentscheidungen weiter zu stärken, werden die Ausgleichszahlungen in gleicher Höhe für Getreide, Ölsaaten und Stillegungsflächen gewährt. Ausnahmen bestehen nur für Eiweißpflanzen, für die eine zusätzliche Beihilfe eingeführt wird und für Hartweizen, wo die derzeitigen Zuschläge beibehalten werden sollen.





Konsequenzen für den Anbau nachwachsender Rohstoffe





Diese Vorschläge haben natürlich Konsequenzen für den Anbau nachwachsender Rohstoffe in der EU.  Ich kann hier nur die wichtigsten Produkte ansprechen. Das sind - neben Textilfasern, die weniger betroffen sind - Kartoffeln und Getreide zur Stärkeerzeugung, Ölsaaten auf stillgelegten Flächen und industriell genutzte Leinsamen.





Getreide für die Stärkeerzeugung fällt unter die allgemeine Regelung für Ackerkulturen. Konsequenterweise soll auch der Mindestpreis für Stärkekartoffeln um 20 % gesenkt und die Ausgleichszahlungen für Erzeuger entsprechend angehoben werden. Durch die Reformvorschläge wird die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber der Nahrungsmittelverwendung von Getreide nicht verändert. Der entscheidende Effekt ist aber, daß die Rohstoffkosten für die Abnehmer gesenkt werden und dadurch die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber synthetischen Produkten verbessert wird. Hier werden durch die Reformvorschläge also positive Signale für den Einsatz nachwachsender Rohstoffe gesetzt.





Bei den Ölsaaten werden allerdings zwei Probleme gesehen, die sich aus den Reformvorschlägen ergeben.





1.	Der Vorschlag, eine einheitliche Prämie für Ölsaaten und Getreide zu gewähren.





2.	Die Festlegung des Regelsatzes für die obligatorische Flächenstillegung auf Null.





Bei einer einheitlichen Prämie wird befürchtet, daß der Ölsaatenanbau zum Erliegen kommen könnte. Die Produktionskosten liegen aber bei Raps schon heute niedriger als bei Weizen. In den kommenden Jahren rechnen große Agrarhandelshäuser außerdem mit einer wachsenden internationalen Nachfrage und tendenziell steigenden Preisen für Ölschrote und Öle. Dazu kommt, daß sich Erträge und Qualitäten durch neue Sorten in der EU weiter verbessern werden. Ich möchte an dieser Stelle auch darauf hinweisen, daß schon in den vergangenen Jahren die Ölsaatenbeihilfe wegen Überschreitungen der Referenzpreise und der Flächen nie in vollem Umfang ausgezahlt werden konnte. Der Vergleich mit dem theoretischen Prämiensatz ist also nicht besonders realistisch.





Bei den Ölsaaten würde eine Fortsetzung der bestehenden Politik die substantiellen Handelsdefizite der EU fortschreiben. Eine offensive Strategie würde uns dagegen helfen, die lästigen Beschränkungen des Blair-House-Abkommens abzuschütteln. Dies können wir aber nur erreichen, wenn wir in Zukunft auf spezifische Direktzahlungen für Ölsaaten verzichten. Das geht aber unter den gegebenen Bedingungen nur mit einer Vereinheitlichung der Prämien.





In Anbetracht der zu erwartenden Marktentwicklung nach einer Reform kann die obligatorische Flächenstillegung auf Null gesetzt werden. Dadurch werden die Markteingriffe zur Mengensteuerung reduziert. Zum anderen begegnen wir damit der Kritik vieler Bürger, daß vorhandene Produktionsressourcen brach liegen. Gerade angesichts der weltweit steigenden Nachfrage nach Nahrungsmitteln fällt es zunehmend schwerer zu begründen, warum das Produktionspotential in Europa nicht genutzt wird. Darüber hinaus ermöglicht der Verzicht auf die Zwangsstillegung


eine deutliche Vereinfachung des Systems.





Die verbesserte Marktlage für Getreide hat es uns schon in den letzten beiden Jahren erlaubt, den Stillegungssatz auf 5 % zu senken, was zu einem entsprechenden Rückgang im Anbau der nachwachsender Rohstoffe geführt hat. Die Heraufsetzung der Stillegungsrate auf 10 % für das Wirtschaftsjahr 1999/2000 wird zwar den Anbau nachwachsender Rohstoffe wieder beleben, kann jedoch keine dauerhaft Perspektive bieten.





Eine Nutzung der Stillegungsflächen durch nachwachsende Rohstoffe hat zwar viele positive Effekte, die ich am Anfang meines Referates ausgeführt habe. Der Anbau auf diesen Flächen ist eine Möglichkeit, die sich als Folge der notwendigen Marktsteuerung ergeben hat. Es kann aber nicht darum gehen, Ursache und Folge zu vertauschen. Wieso sollen wir den Landwirten weiter eine obligatorische Flächenstillegung aufzwingen, wenn dafür keine Notwendigkeit besteht? Hier geht es ganz eindeutig um die Frage nach der effizienten Nutzung von Ressourcen und um die Frage nach der Wirtschaftlichkeit der nachwachsenden Rohstoffe.





Trotz aller Fördermöglichkeiten werden bisher nicht einmal 4 % der Ackerfläche in der EU für nachwachsende Rohstoffe genutzt.  Ein verstärkter Anbau von nachwachsenden Rohstoffen scheitert bisher häufig daran, daß die Wirtschaftlichkeit nicht oder vielleicht noch nicht gegeben ist.





Bei den nachwachsenden Rohstoffen gilt deshalb wie für die Landwirtschaft allgemein, daß eine stärkere Orientierung am Markt notwendig ist. Das heißt nicht, daß alle Anstrengungen im Bereich nachwachsender Rohstoffe vergebens waren. In vielen Produktbereichen haben wir ja Durchbrüche erzielen können und wo nötig und sinnvoll, werden wir weiterhin Pilotprojekte fördern. Die Nutzung und der Anbau von nachwachsenden Rohstoffen wird aber nur dann dauerhaft attraktiv sein, wenn eine ausreichende Wertschöpfung erzielt werden kann. Der Einsatz als Grundstoff für die chemische oder pharmazeutische Industrie läßt bisher höhere Potentiale erkennen als beispielsweise der Einsatz von Biodiesel.





Meine Damen und Herren, die Reformen in der Marktpolitik sollen in allen ländlichen Räumen der Union durch einen zweiten Pfeiler, eine neu geordnete Politik der ländlichen Entwicklung, unterstützt und ergänzt werden. Diese Politik bietet Perspektiven nicht nur für die klassische Funktion der Landwirtschaft, die Nahrungsmittelerzeugung, sondern auch für alle Funktionen die ich im Zusammenhang mit dem europäischen Agrarmodell angesprochen habe; das heißt auch für die Erzeugung nachwachsender Rohstoffe.





In Zukunft werden die Mitgliedsstaaten die Möglichkeit erhalten, spezifische Schwerpunkte innerhalb einer breiten Palette von Fördermaßnahmen zu setzen. Dabei sehe ich in vielen Regionen durchaus gute Chancen für den Anbau nachwachsender Rohstoffe. Besonders geeignet dafür sind die folgenden Förderprogramme:





Bei der Investitionsförderung für landwirtschaftliche Betriebe können beispielsweise Investitionen zur Produktion von nachwachsenden Rohstoffen, zur Einsparung beim Energieverbrauch oder für Investitionen zur Erzeugung aus Holz, Stroh oder Biogas gefördert werden.


Im Rahmen der Förderung von Verarbeitungs- und Vermarktungseinrichtungen können ebenfalls nachwachsende Rohstoffe gefördert werden. Die Aufbereitung von Nebenprodukten und landwirtschaftlichen Abfällen wird schon bisher gefördert. Obwohl die Förderung grundsätzlich auf landwirtschaftliche Primärprodukte (Anhang 11) beschränkt ist, können vorbereitende Maßnahmen auch für andere Produkte unterstützt werden. Für Biodiesel besteht darüber hinaus eine Ausnahme für besondere Fördermaßnahmen.


Auch innerhalb der Agrar-Umweltprogramme, für die in Zukunft mehr EU-Mittel zur Verfügung stehen sollen, ist es mögliche die Produktion von nachwachsenden Rohstoffen zu unterstützen, wenn dabei bestimmte Produktionsauflagen eingehalten werden.


Aufforstungsmaßnahmen werden auch weiterhin zur Produktion von Biomasse beitragen.


Die Union ist auch bereit, im Rahmen der regionalen Entwicklungsprogramme Schwerpunktsetzungen bei nachwachsenden Rohstoffen zu unterstützen. Es liegt jedoch an den Mitgliedsstaaten, solche Schwerpunkte in ihre Regionalprogramme aufzunehmen.


Schließlich wird es auch zukünftig eine Gemeinschaftsinitiative für die ländliche Entwicklung geben, die innovative lokale Initiativen unterstützt. Das Thema nachwachsende Rohstoffe wird vermutlich auch hier eine wichtige Rolle spielen.





Zusammenfassung





Meine Damen und Herren,





Ich habe Ihnen eine ganze Reihe von bestehenden und zukünftigen Fördermöglichkeiten für nachwachsende Rohstoffe genannt. Die Agrarpolitik und die Politik der ländlichen Entwicklung leisten damit im Rahmen ihrer Möglichkeiten auch weiter Hilfestellung, um den Anbau und den Einsatz nachwachsender Rohstoffe voran zu bringen.





Am Anfang meiner Rede war ich davon ausgegangen, daß wir verstärkt nachwachsende Rohstoffe einsetzen sollten, weil wir uns einen verschwenderischen Umgang mit knappen Ressourcen nicht mehr leisten können. Im Hinblick auf einen effizienten Einsatz knapper finanzieller Ressourcen müssen wir uns in der Agrarpolitik bemühen, keine neuen Widersprüche aufzubauen.





In einer Zeit des Abbaus von Marktstützungen und Produktsubventionen kann es deshalb nicht darum gehen, neue produktbezogene Beihilfen einzuführen, die auch auf internationaler Ebene nicht ohne weiteres akzeptabel sind.





Zweifellos, es gibt einen starken politischen Willen in der Union, den Anbau von nachwachsenden Rohstoffen auszudehnen. Die Agrarpolitik ist aber überfordert, diesen Willen alleine umzusetzen. Dazu brauchen wir auch die Steuerpolitik, die Umweltpolitik und die Energiepolitik.





Ich hoffe, ich habe Ihnen heute deutlich machen können, daß die Agrarpolitik dennoch bereit ist, ihren Beitrag für diese Zukunftsaufgabe leisten, in Abstimmung mit den anderen Gemeinschaftspolitiken und in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten.





_________________________________________________________________________________________________


